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Nr. 528

Botschaft von Papst Franziskus zum 53. Welt-
gebetstag der geistlichen Berufungen am
17. April 2016

Die Kirche – Mutter der Berufungen

Liebe Brüder und Schwestern,

wie gern wollte ich, dass im Verlauf des außerordentli-
chen Jubiläums der Barmherzigkeit alle Getauften die
Freude, der Kirche anzugehören, erfahren könnten! Dass
sie wieder entdecken könnten, dass die christliche Beru-
fung – wie auch die besonderen Berufungen – im Schoß
des Volkes Gottes entstehen und Geschenke der göttli-
chen Barmherzigkeit sind. Die Kirche ist das Haus der
Barmherzigkeit und sie ist der „Boden“, auf dem die Be-
rufungen aufgehen, wachsen und Frucht bringen.

Daher lade ich euch alle ein, anlässlich dieses 53. Weltgebets-
tags für geistliche Berufe die apostolische Gemeinschaft
zu betrachten und für ihre Bedeutung auf dem Berufungs-
weg eines jeden zu danken. In der Verkündigungsbulle
des außerordentlichen Jubiläums der Barmherzigkeit ha-
be ich an die Worte des heiligen Beda Venerabilis in Be-
zug auf die Berufung des heiligen Matthäus erinnert:
„miserando atque eligendo“ (Misericordiae vultus, Nr. 8).
Das barmherzige Handeln des Herrn bewirkt die Verge-
bung unserer Sünden und öffnet uns für ein neues Leben,
das sich im Ruf zur Nachfolge und zur Sendung konkreti-
siert. Jede Berufung in der Kirche hat ihren Ursprung im
barmherzigen Blick Jesu. Die Umkehr und die Berufung
sind wie zwei Seiten ein und derselben Medaille und eine
beständige Inspiration im ganzen Leben des missionari-
schen Jüngers.

Der selige Papst Paul VI. hat im Apostolischen Schreiben
Evangelii nuntiandi die verschiedenen Stufen der Evan-
gelisierung beschrieben. Eine von diesen ist die Zugehö-

rigkeit zur christlichen Gemeinschaft (vgl. Nr. 23), also
zu jener Gemeinschaft, von der man das Zeugnis des Glau-
bens und die ausdrückliche Verkündigung der Barmher-
zigkeit des Herrn empfangen hat. Diese Eingliederung in
die Gemeinschaft schließt den ganzen Reichtum des kirch-
lichen Lebens, insbesondere die Sakramente, ein. Die
Kirche ist aber nicht nur ein Ort, an dem man glaubt; sie
ist vielmehr auch Gegenstand unseres Glaubens. Daher
sprechen wir im Credo: „Ich glaube an die Kirche“.

Der Ruf Gottes erfolgt durch die Vermittlung der Gemein-
schaft. Gott ruft uns, Teil der Kirche zu sein, und nach
einer gewissen Reifung in ihr schenkt er uns eine je eige-
ne Berufung. Den Weg der Berufung geht man zusam-
men mit den Brüdern und Schwestern, die der Herr uns
schenkt: wir werden zusammen berufen. Die kirchliche
Dynamik der Berufung richtet sich gegen die Gleichgül-
tigkeit und den Individualismus. Sie gründet jene Gemein-
schaft, in der die Gleichgültigkeit durch die Liebe über-
wunden worden ist, weil sie fordert, dass wir aus uns selbst
herausgehen, unser Leben in den Dienst des Plans Gottes
stellen und uns die geschichtliche Situation seines heili-
gen Volkes zu Eigen machen.

An diesem Tag, der dem Gebet für die geistlichen Berufun-
gen gewidmet ist, möchte ich alle Gläubigen ermutigen,
ihre Verantwortung für die Sorge um die Berufungen und
ihrer Beurteilung wahrzunehmen. Als die Apostel jeman-
den suchten, der den Platz des Judas Iskariot einnehmen
sollte, versammelte Petrus einhundertzwanzig Brüder (vgl.
Apg 1,15); und für die Wahl der sieben Diakone wurde
die Schar der Jünger zusammengerufen (vgl. Apg 6,2).
Der heilige Paulus nennt Titus genaue Kriterien für die
Wahl der Presbyter (Tit 1,5-9). Auch heute ist die christli-
che Gemeinschaft stets am Wachsen der Berufungen, an
ihrer Ausbildung und an ihrer Beständigkeit beteiligt (vgl.
Apostolisches Schreiben Evangelii gaudium, Nr. 107).

Die Berufung entsteht in der Kirche. Von Anfang an
bedarf eine Berufung eines angemessenen „Sinnes“ für
die Kirche. Keiner wird ausschließlich für eine bestimm-
te Region, eine Gruppe oder eine kirchliche Bewegung
berufen, sondern für die Kirche und für die Welt. „Ein
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deutliches Zeichen für die Echtheit eines Charismas ist
seine Kirchlichkeit, seine Fähigkeit, sich harmonisch in
das Leben des heiligen Gottesvolkes einzufügen zum Wohl
aller“ (ebd., Nr. 130). Wenn der junge Mensch auf den
Ruf Gottes antwortet, sieht er, dass sein kirchlicher Hori-
zont weiter wird, kann er die vielfältigen Charismen im
Herzen erwägen und so eine objektivere Entscheidung
treffen. Die Gemeinschaft wird auf diese Weise zum Haus
und zur Familie, in der die Berufung entsteht. Der Kandi-
dat betrachtet diese Vermittlung durch die Gemeinschaft
dankbar als unverzichtbares Element für seine Zukunft.
Er lernt Brüder und Schwestern, die andere Wege als er
gehen, kennen und sie zu lieben; und diese Bande stärken
die Gemeinschaft bei allen.

Die Berufung wächst in der Kirche. Im Laufe der Aus-
bildung müssen die Kandidaten für die verschiedenen
Berufungen immer besser die kirchliche Gemeinschaft
kennen lernen, indem sie ihre eingeschränkte Sichtweise
überwinden, die wir alle am Anfang haben. Zu diesem
Zweck ist es vorteilhaft, apostolische Erfahrungen zusam-
men mit anderen Mitgliedern der Gemeinschaft zu machen:
zum Beispiel an der Seite eines erfahrenen Katecheten
die christliche Botschaft weitergeben; die Evangelisierung
an den Peripherien zusammen mit einer geistlichen Ge-
meinschaft erleben; den Schatz der Kontemplation durch
die Teilnahme am Leben im Kloster entdecken; die Sen-
dung zu den Völkern durch den Kontakt zu Missionaren
besser kennen lernen; mit den Diözesanpriestern die pas-
torale Erfahrung in der Pfarrei und in der Diözese vertie-
fen. Für die, die schon in der Ausbildung sind, wird die
kirchliche Gemeinschaft immer das grundlegende Umfeld
ihrer Bildung sein, dem gegenüber man Dank empfindet.

Die Berufung wird durch die Kirche gestützt. Mit der
endgültigen Verpflichtung endet der Weg der Berufung in
der Kirche nicht, sondern setzt sich in der Bereitschaft
zum Dienst, in der Ausdauer und in der Weiterbildung
fort. Wer sein Leben dem Herrn geweiht hat, ist bereit,
der Kirche zu dienen, wo sie Bedarf hat. Die Sendung des
Paulus und des Barnabas ist ein Beispiel dieser Verfüg-
barkeit in der Kirche. Nach der Aussendung durch den
Heiligen Geist und durch die Gemeinde von Antiochia
(vgl. Apg 13,1-4), kehrten sie zu dieser Gemeinde zurück
und erzählten, was der Herr durch sie gewirkt hatte (vgl.
Apg 14,27). Die Missionare werden von der christlichen
Gemeinschaft begleitet und unterstützt. Sie bleibt ein le-
bendiger Bezugspunkt wie die sichtbare Heimat, die je-
nen Sicherheit bietet, die auf der Pilgerschaft zum ewigen
Leben sind.

Unter den pastoralen Mitarbeitern sind die Priester von
besonderer Bedeutung. Durch ihren Dienst vergegenwär-
tigt sich das Wort Jesu, der gesagt hat: „Ich bin die Tür zu
den Schafen […] Ich bin der gute Hirt“ (Joh 10,7.11).
Die pastorale Sorge für die Berufungen ist ein wesentli-
cher Teil ihres seelsorglichen Dienstes. Die Priester be-

gleiten jene, die auf der Suche nach der eigenen Berufung
sind, wie auch jene, die schon ihr Leben in den Dienst
Gottes und der Gemeinschaft gestellt haben.

Alle Gläubigen sind gerufen, sich die kirchliche Dynamik
der Berufung bewusst zu machen, damit die Gemeinschaf-
ten im Glauben nach dem Beispiel der Jungfrau Maria zu
einem mütterlichen Schoß werden können, der die Gabe
des Heiligen Geistes aufnimmt (vgl. Lk 1,35–38). Die Mut-
terschaft der Kirche kommt durch das beharrliche Gebet
für die Berufungen zum Ausdruck und durch die Erzie-
hung und die Begleitung aller, die den Ruf Gottes verneh-
men. Die Kirche verwirklicht diese auch in der sorgfäl-
tigen Auswahl der Kandidaten für das Weiheamt und für
das geweihte Leben. Schließlich ist die Kirche Mutter der
Berufungen durch die beständige Unterstützung jener, die
ihr Leben dem Dienst an den anderen gewidmet haben.

Bitten wir den Herrn, allen, die einen Berufungsweg ge-
hen, eine tiefe Bindung zur Kirche zu schenken; und bit-
ten wir, dass der Heilige Geist in den Hirten und in allen
Gläubigen die Gemeinschaft, das Urteilsvermögen und die
geistliche Vater- und Mutterschaft stärke.

Vater der Barmherzigkeit, der du deinen Sohn zu unserem
Heil geschenkt hast und der du uns immer mit den Gaben
deines Geistes unterstützt, gewähre uns lebendige, feuri-
ge und frohe christliche Gemeinden, die Quellen geschwis-
terlichen Lebens sind und die unter den jungen Menschen
den Wunsch wecken, sich dir und der Evangelisierung zu
weihen. Unterstütze sie in ihrem Bemühen, eine angemes-
sene Berufungskatechese und Wege der besonderen Hin-
gabe anzubieten. Gib Klugheit für die notwendige Beur-
teilung der Berufungen, so dass in allem die Größe deiner
barmherzigen Liebe aufleuchte. Maria, Mutter und Er-
zieherin Jesu, bitte für jede christliche Gemeinschaft, da-
mit sie – fruchtbar durch den Heiligen Geist – Quelle echter
Berufungen für den Dienst am heiligen Volk Gottes sei.

Aus dem Vatikan, am 29. November 2015,
erster Adventssonntag

FRANZISKUS

Nr. 529

Zweiundzwanzigste Verordnung zur Änderung
der AVO

Nachdem die Bistums-KODA gemäß § 20 Absatz 1 Satz 1
Bistums-KODA-Ordnung einen übereinstimmenden Be-
schluss gefasst hat, wird die folgende Verordnung erlassen:

Verordnungen des Erzbischofs



Nr. 10 Amtsblatt vom 12. April 2016 357

Artikel I
Änderung der AVO

Die Arbeitsvertragsordnung für den kirchlichen Dienst
in der Erzdiözese Freiburg – AVO – vom 25. April 2008
(ABl. S. 321), zuletzt geändert durch Verordnung vom
2. Dezember 2015 (ABl. S. 259), wird wie folgt geändert:

1. § 21a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „Entgeltgruppe
S 8“ durch die Angabe „Entgeltgruppe S 8b“ und
die Angabe „Fallgruppe 5“ durch die Angabe „Fall-
gruppe 3“ ersetzt.

b) Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Abweichend von Satz 1 erreichen Beschäftigte,
die nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teils C, Zif-
fer 8.1 des Entgeltgruppenverzeichnisses in der Ent-
geltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1
oder 2 eingruppiert sind, die Stufe 5 nach sechs Jah-
ren in Stufe 4 und die Stufe 6 nach acht Jahren in
Stufe 5.“

c) Dem bisherigen Absatz 6 wird die Satzbezeichnung
„1“ vorangestellt.

d) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „S 6 bis S 8“
durch die Angabe „S 6 bis S 8b“ ersetzt.

e) In Absatz 6 wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„2Auf Beschäftigte der Entgeltgruppe S 9 findet der
in § 25 Absatz 2 Satz 1 für die Entgeltgruppen 1
bis 8 ausgewiesene Prozentsatz Anwendung.“

2. § 38 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

Die Worte „des Rentenbescheids“ werden ersetzt durch
die Worte „der schriftlichen Unterrichtung durch den
Dienstgeber“.

Artikel II
Änderung der Anlage 1 zur AVO

Die Anlage 1 zur AVO (Entgeltgruppenverzeichnis), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 2. Dezember 2015
(ABl. S. 259), wird wie folgt geändert:

1. Teil C Ziffer 4 wird wie folgt geändert:

Ziffer 4.2 erhält folgende Fassung:

„4.2 Lehrkräfte an Katholischen Freien Schulen
(Derzeit nicht besetzt; die Eingruppierung richtet sich

nach den Eingruppierungsregelungen der Entgeltord-
nung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) in ihrer
jeweiligen Fassung.)“

2. Teil C Ziffer 8.1 erhält folgende Fassung:

„8.1 Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst

Mit den folgenden Abweichungen finden die Tätig-
keitsmerkmale einschließlich der Protokollerklärungen
des Anhangs zur Anlage C [VKA] des Tarifvertrages
für den öffentlichen Dienst [TVöD] – Besonderer Teil
Verwaltung – [BT-V] – in ihrer jeweiligen Fassung
Anwendung:

1. 1Fachkräfte gemäß § 7 Absatz 2 Kindertagesbetreu-
ungsgesetz (KitaG) sind mindestens dem Qualifika-
tionsmerkmal „Kinderpflegerin/Kinderpfleger mit
staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prü-
fung“ gleichgestellt. 2Soweit in den Tätigkeitsmerk-
malen das Qualifikationsmerkmal „Erzieherinnen/
Erzieher mit staatlicher Anerkennung gefordert ist,
sind Fachkräfte gemäß § 7 Absatz 2 Kindertages-
betreuungsgesetz (KitaG) diesem Qualifikations-
merkmal gleichgestellt, wenn sie gemäß § 7 Absatz 6
Ziffer 2 KitaG zur Leitung einer Gruppe berechtigt
sind. 3Die in § 7 Absatz 6 Ziffer 2 Buchstaben b und c
KiTaG geforderte Bewährung muss für die eingrup-
pierungsrechtliche Gleichstellung in der Tätigkeit
einer Erzieherin/eines Erziehers erfolgen.

2. 1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für
das jeweilige Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl
der im Dezember des vorangegangenen und im Ja-
nuar des jeweiligen Kalenderjahres vergebenen, je
Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu le-
gen. 2Eine Unterschreitung der maßgeblichen je Tag
gleichzeitig belegbaren Plätze von nicht mehr als
5 v. H. führt nicht zur Herabgruppierung. 3Eine Un-
terschreitung um mehr als 5 v. H. führt erst dann
zur Herabgruppierung, wenn die maßgebliche Platz-
zahl drei Jahre hintereinander unterschritten wird.
4Eine Unterschreitung auf Grund vom Arbeitgeber
verantworteter Maßnahmen (z. B. Qualitätsverbes-
serungen) führt ebenfalls nicht zur Herabgruppie-
rung. 5Hiervon bleiben organisatorische Maßnah-
men infolge demografischer Handlungsnotwendig-
keiten unberührt.“

Artikel III
Änderung der Anlage 2 zur AVO

Die Anlage 2 zur AVO (Regelung über die Höhe der Ent-
gelte), zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. No-
vember 2015 (ABl. S. 231), wird wie folgt geändert:
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Abschnitt II wird wie folgt neu gefasst:

„II. Entgelttabelle für Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst
(Teil C Ziffer 8.1 der Anlage 1 zur AVO)

gültig ab 1. Januar 2016

Die Anlage 4d zur AVO (Sonderregelungen für Beschäf-
tigte als Lehrkräfte), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 4. Dezember 2013 (ABl. S. 228), wird wie folgt ge-
ändert:

1. Der Wortlaut zu Abschnitt IV wird wie folgt neu ge-
fasst:

„Zu Abschnitt IV AVO (Eingruppierung, Entgelt,
sonstige Leistungen):

Entgeltgruppe Grundentgelt Entwicklungsstufen 

 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 18 

3.445,25 3.560,07 4.019,46 4.363,97 4.880,76 5.196,57 

S 17 

3.102,56 3.416,52 3.789,76 4.019,46 4.478,80 4.748,69 

S 16 

3.024,52 3.341,89 3.594,53 3.904,60 4.249,12 4.455,84 

S 15 

2.913,01 3.215,54 3.445,25 3.709,38 4.134,29 4.318,02 

S 14 

2.909,57 3.182,56 3.437,82 3.697,48 3.984,60 4.185,57 

S 13 

2.879,57 3.102,56 3.387,82 3.617,48 3.904,60 4.048,14 

S 12 

2.815,04 3.093,78 3.367,29 3.608,45 3.907,04 4.033,37 

S 11b 

2.715,30 3.049,78 3.195,64 3.563,13 3.850,24 4.022,50 

S 11a 

2.656,58 2.991,07 3.136,01 3.502,66 3.789,76 3.962,02 

S 10 

[nicht besetzt] 

S 9 

2.480,00 2.760,00 2.980,00 3.300,00 3.600,00 3.830,00 

S 8b 

2.480,00 2.760,00 2.980,00 3.300,00 3.600,00 3.830,00 

S 8a 

2.460,00 2.700,00 2.890,00 3.070,00 3.245,00 3.427,50 

S 7 

2.405,70 2.628,70 2.807,11 2.985,49 3.119,30 3.318,92 

S 6 

[nicht besetzt] 

S 5 

[nicht besetzt] 

S 4 

2.260,76 2.511,63 2.667,73 2.773,65 2.874,00 3.030,34 

S 3 

2.104,67 2.363,34 2.513,30 2.651,01 2.714,00 2.789,26 

S 2 

2.009,72 2.115,65 2.193,69 2.282,89 2.372,08 2.461,29” 

(1) § 17a AVO (Eingruppierung in besonderen Fällen)
findet auf Lehrkräfte an Katholischen Freien Schulen
(Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1 zur AVO) keine An-
wendung.

(2) § 18 AVO (Vorübergehende Übertragung einer
höherwertigen Tätigkeit) gilt für Lehrkräfte an Katho-
lischen Freien Schulen (Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1
zur AVO) in folgender Fassung:

Artikel IV
Änderung der Anlage 4d zur AVO
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„§ 18
Vorübergehende Übertragung
einer höherwertigen Tätigkeit

(1) Wird einer unter Abschnitt 1, Abschnitt 2 Zif-
fer 1 oder Abschnitt 5 Ziffer 1 der Entgeltordnung
Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) fallenden
Lehrkraft an Katholischen Freien Schulen (Teil C
Ziffer 4.2 der Anlage 1 zur AVO) vorübergehend
eine Tätigkeit übertragen, die einer höheren Entgelt-
gruppe zugeordnet ist, erhält sie eine persönliche
Zulage, wenn die Voraussetzungen – stünde sie im
Kirchenbeamtenverhältnis – für die Zahlung einer
Zulage nach dem beim Dienstgeber geltenden Be-
soldungsrecht bei vorübergehender Übertragung der
Aufgaben eines höherwertigen Amtes erfüllt wären.

(2) Die persönliche Zulage bemisst sich aus dem
Unterschiedsbetrag zu dem Betrag, der sich für die
Lehrkraft bei dauerhafter Übertragung nach § 22
Absatz 4 Sätze 1 und 2 ergeben hätte.“

(3) § 21 Absatz 1 Satz 4 AVO und § 21 Absatz 3 Satz 2
AVO gilt für Lehrkräfte an Katholischen Freien Schulen
(Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1 zur AVO) mit der Maß-
gabe, dass Entgeltordnung im Sinne der Vorschrift die
Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L)
ist.

(4) Für ab 1. August 2015 neu zu begründende Arbeits-
verhältnisse von Lehrkräften an Katholischen Freien
Schulen (Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1 zur AVO), die
gemäß § 21 Absatz 1 Satz 4 AVO in Entgeltgruppe 9
der besonderen Stufenlaufzeit von fünf Jahren in Stu-
fe 2 und neun Jahren in Stufe 3 unterfallen, gilt § 21
Absatz 2b AVO in folgender Fassung:

„Verfügt die Lehrkraft über eine einschlägige Berufser-
fahrung von mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstel-
lung in die Stufe 2, beziehungsweise – bei Vorliegen
einer einschlägigen Berufserfahrung von mindestens
sechs Jahren – in Stufe 3.“

(5) Für ab 1. August 2015 neu zu begründende Arbeits-
verhältnisse von Lehrkräften an Katholischen Freien
Schulen (Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1 zur AVO) im
Sinne von Abschnitt 2 Ziffer 1 der Entgeltordnung
Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L) gilt § 21 Ab-
satz 2b AVO in folgender Fassung:

„Verfügt die Lehrkraft über eine einschlägige Berufs-
erfahrung von mindestens zwei Jahren, erfolgt die Ein-
stellung in die Stufe 2, beziehungsweise – bei Vorliegen
einer einschlägigen Berufserfahrung von mindestens
sieben Jahren – in Stufe 3.“

(6) 1Für ab 1. März 2009 neu zu begründende Arbeits-
verhältnisse von Lehrkräften gemäß Teil C Ziffer 4.1

und 4.2 der Anlage 1 zur AVO wird die zur Vorbe-
reitung auf den Lehrerberuf abgeleistete Zeit des Re-
ferendariats oder des Vorbereitungsdienstes im Umfang
von sechs Monaten auf die Stufenlaufzeit der Stufe 1
angerechnet. 2Für ab 1. August 2015 neu zu begrün-
dende Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften an Katho-
lischen Freien Schulen (Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1
zur AVO) im Sinne von Abschnitt 2 Ziffer 1 der Ent-
geltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L)
beträgt die Stufenlaufzeit in Stufe 1 zwei Jahre und in
Stufe 2 fünf Jahre.

(7) 1Bei Anwendung des § 22 Absatz 4 Satz 1 2. Halb-
satz gelten für nachstehend aufgeführte Lehrkräfte
an Katholischen Freien Schulen (Teil C Ziffer 4.2 der
Anlage 1 zur AVO) folgende Höhergruppierungen
nicht als „Eingruppierung über mehr als eine Entgelt-
gruppe“:

– Lehrkräfte nach Abschnitt 1 der Anlage zum TV
EntgO-L von der Entgeltgruppe 11 in die Entgelt-
gruppe 13,

– Lehrkräfte nach Abschnitt 2 Ziffer 1 der Anlage zum
TV EntgO-L von der Entgeltgruppe 11 in die Ent-
geltgruppe 13,

– Lehrkräfte nach Abschnitt 2 Ziffer 2 der Anlage zum
TV EntgO-L von der Entgeltgruppe 10 in die Ent-
geltgruppe 12,

– Lehrkräfte nach Abschnitt 5 Ziffer 1 der Anlage zum
TV EntgO-L von der Entgeltgruppe 11 in die Ent-
geltgruppe 13 und

– Lehrkräfte nach Abschnitt 6 der Anlage zum TV
EntgO-L von der Entgeltgruppe 11 in die Entgelt-
gruppe 13.

2Satz 1 findet keine Anwendung bei einer Höhergrup-
pierung, die aufgrund des Inkrafttretens der Entgeltord-
nung Lehrkräfte auf Antrag gemäß § 24d Absatz 3
und 4 AVO-ÜberleitungsVO erfolgt. 3Hat die Lehr-
kraft nach der Überleitung in die Entgeltordnung Lehr-
kräfte einen Antrag nach § 24d Absatz 3 AVO-Über-
leitungsVO nicht gestellt, gilt im Falle einer späteren
Höhergruppierung die bisherige Entgeltgruppe als Ent-
geltgruppe nach Satz 1, von der aus die Höhergrup-
pierung erfolgt.“

2. Der Wortlaut zu Abschnitt VI wird wie folgt neu ge-
fasst:

„Zu Abschnitt VI (Befristung und Beendigung des
Arbeitsverhältnisses) wird wie folgt geändert:

(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer
Kündigung bedarf, mit Ablauf des Schulhalbjahres
(31. Januar beziehungsweise 31. Juli), in dem die Lehr-
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kraft das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen
der Regelaltersrente vollendet hat.“

(2) Für die Kündigung gelten die allgemeinen Bestim-
mungen. Kündigungstermin ist abweichend von den
allgemeinen Bestimmungen außer im Falle der Pro-
bezeitkündigung jeweils das Ende des Schuljahres
(31. Juli) oder des Schulhalbjahres (31. Januar).“

Artikel V
Neufassung der Anlage 7b bb

Die Anlage 7b bb zur AVO (Ordnung für die Fort- und
Weiterbildung der erzieherisch tätigen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in katholischen Tageseinrichtungen für
Kinder), zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Juni
2008 (ABl. S. 359), wird wie folgt neu gefasst:

Ordnung für die Fort- und Weiterbildung
der pädagogisch tätigen Beschäftigten in

katholischen Tageseinrichtungen für Kinder

Abschnitt I: Anwendungsbereich

§ 1
1Diese Ordnung gilt für alle pädagogisch  tätigen Beschäf-
tigten  in katholischen Tageseinrichtungen für Kinder. 2Sie
gilt nicht für Mitarbeitende in Ausbildung. 3Soweit diese
Ordnung keine abweichenden Regelungen enthält, gilt im
Übrigen die „Rahmenordnung für die Fort- und Weiterbil-
dung kirchlicher Mitarbeiter“ in ihrer jeweiligen, im Amts-
blatt der Erzdiözese Freiburg veröffentlichten Fassung.

Abschnitt II: Begriffsbestimmungen

§ 2
1Fort- und Weiterbildung im Sinne dieser Ordnung sind
Bildungsmaßnahmen, die auf einer Ausbildung, einem
Studium oder einer erworbenen Berufspraxis aufbauen und
diese tätigkeitsbezogen weiterführen und vertiefen. 2Fort-
und Weiterbildung dient dazu, die erworbene Qualifika-
tion zur Wahrnehmung der Dienstaufgaben zu erhalten
und zu verbessern.

§ 3

Verpflichtende Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen sind
Maßnahmen, die zur Erfüllung der dienstlichen Aufga-
ben erforderlich sind.

§ 4

Förderliche Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen sind
Maßnahmen, die für die berufliche Tätigkeit der Mit-
arbeiterin/des Mitarbeiters nützlich sind, zu deren Teil-
nahme sie/er aber nicht verpflichtet ist.

§ 5
1Zusatzausbildungen sind Bildungsmaßnahmen, die eine
über die bisherige Tätigkeit hinausgehende neue berufli-
che Qualifikation zum Ziel haben. 2Maßnahmen der Zu-
satzausbildung werden von dieser Ordnung nicht erfasst.

Abschnitt III: Verpflichtung

§ 6

(1) 1Die Leitung der Tageseinrichtung für Kinder erstellt
in Abstimmung mit dem Träger im Rahmen eines Personal-
entwicklungskonzepts jährlich einen Fortbildungsplan
über verpflichtende Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen
für alle pädagogisch tätigen Beschäftigten. 2Mit diesem
Fortbildungsplan ist sicherzustellen, dass alle pädagogi-
schen Fachkräfte (§ 7 Absatz 2 Kindertagesbetreuungs-
gesetz) binnen eines Zeitraums von jeweils sechs Jahren
mindestens drei Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen ab-
solvieren, wobei mindestens eine dieser Maßnahmen das
Thema Religionspädagogik/pastoraler Auftrag zum Ge-
genstand haben muss.

(2) 1Leitungen von katholischen Tageseinrichtungen für
Kinder sind darüber hinaus verpflichtet, innerhalb von
zwei Jahren ab Beginn der Leitungstätigkeit Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen im Bereich Leiten und Füh-
ren im Umfang von mindestens 160 Stunden zu absolvie-
ren. 2Mit diesen Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen
muss bereits im ersten Jahr nach Aufnahme der Leitungs-
tätigkeit begonnen werden.

(2a) 1Die Verpflichtung nach Satz 1 bezogen auf den Um-
fang von 160 Stunden besteht nicht

a) sofern eine Leitung eine ergänzende Fachschul- oder
Hochschulausbildung in Sozialmanagement absolviert
hat (z. B. Fachwirt für Organisation und Führung),

b) sofern die Leitungstätigkeit nur befristet übertragen
ist mit einer Höchstdauer der Befristung von zwei Jah-
ren1 oder

c) für Ständige Stellvertretungen.
2Die Festlegung des jeweiligen Fortbildungsbedarfs soll
in diesen Fällen in Absprache zwischen Träger und Lei-
tung der Tageseinrichtung für Kinder erfolgen und muss
mindestens 60 Stunden umfassen.

(2b) Die Leitungen und Ständigen Stellvertretungen ha-
ben im Anschluss an die Grundqualifikation gemäß den
Absätzen 2 und 2a jeweils mindestens eine weitere Fort-
und Weiterbildungsmaßnahme im Bereich Leiten und
Führen innerhalb eines Zeitraums von jeweils sechs Jah-
ren zu absolvieren.

1 Sobald die zwei Jahre überschritten sind (auch durch mehrere befris-
tete Arbeitsverhältnisse) greift der Umfang von 160 Stunden.
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(3) 1Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Mitarbeitende
in Ausbildung anleiten, sind darüber hinaus verpflichtet,
an einem Fortbildungskurs für Praxisanleiterinnen/Praxis-
anleiter teilzunehmen. 2Dieser soll vor Übernahme der
Tätigkeit absolviert sein. 3Sofern die Inhalte des Fortbil-
dungskurses für Praxisanleiterinnen/Praxisanleiter auf
andere Weise nachgewiesen werden (z. B. durch eine Zu-
satzqualifikation in Erwachsenenpädagogik oder durch
den Fachwirt für Organisation und Führung), kann der
Träger vom Fortbildungskurs für Praxisanleiterinnen/Pra-
xisanleiter absehen.

(4) Fachkräfte gemäß § 7 Absatz 2 Ziffer 10 Kindertages-
betreuungsgesetz, die nicht an einem einjährigen betreu-
ten Berufspraktikum teilnehmen, sind verpflichtet, an
Fortbildungsmaßnahmen im Umfang der gesetzlich vor-
geschriebenen 25 Tage innerhalb von zwei Jahren nach
Aufnahme der Tätigkeit teilzunehmen.

§ 7

(1) 1Träger von anerkannten Maßnahmen der verpflich-
tenden und förderlichen Fort- und Weiterbildung der pä-
dagogisch tätigen Beschäftigten der katholischen Tages-
einrichtungen für Kinder ist der Caritasverband für die
Erzdiözese Freiburg e. V. 2Diese Fort- und Weiterbildungs-
angebote sollen vorrangig in Anspruch genommen wer-
den. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen, die der Diözesancaritasver-
band in Kooperation mit anderen Bildungsträgern und/
oder den katholischen Fachschulen für Sozialpädagogik
veranstaltet.

(2) Veranstaltungen weiterer Bildungsträger können im
Einzelfall vom jeweiligen Dienstgeber als geeignet aner-
kannt werden.

Abschnitt IV: Verfahren

§ 8

(1) Die Teilnahme an einer verpflichtenden Fort- und Wei-
terbildungsmaßnahme wird von der Leitung der Tages-
einrichtung für Kinder genehmigt oder vom Träger in der
Regel mindestens acht Wochen vor Beginn der Maßnah-
me angeordnet.

(2) 1Der Termin einer verpflichtenden Fort- und Weiter-
bildungsmaßnahme soll so bestimmt werden, dass sowohl
auf die persönlichen Belange der Mitarbeiterin/des Mit-
arbeiters als auch auf die dienstlichen und betrieblichen
Interessen des Dienstgebers Rücksicht genommen wird.
2Die Mitarbeitervertretung ist nach Maßgabe der einschlä-
gigen MAVO-Vorschriften an der Entscheidung zu betei-
ligen.

(3) Die Teilnahme an einer förderlichen Fort- und Weiter-
bildungsmaßnahme bedarf der Genehmigung des Trägers.

Abschnitt V: Arbeitszeit/Arbeitsbefreiung

§ 9

(1) 1Die Zeit der Teilnahme an einer verpflichtenden Fort-
und Weiterbildungsmaßnahme ist Arbeitszeit. 2§ 8 Ab-
satz 5 AVO findet entsprechende Anwendung.

(2) Für die Teilnahme an förderlichen Fort- und Weiter-
bildungsmaßnahmen gilt hinsichtlich der Höchstdauer
§ 34 Absatz 5 und Absatz 5a AVO.

Abschnitt VI: Finanzierung

§ 10

(1) Die notwendigen Kosten verpflichtender Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen einschließlich der Reisekosten
werden vom Dienstgeber nach Maßgabe der kirchlichen
Reisekostenordnung getragen.

(2) Die notwendigen Kosten der Teilnahme an förderli-
chen Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen einschließlich
der Reisekosten werden auf Antrag der Mitarbeiterin/des
Mitarbeiters bei vorliegendem dienstlichem Interesse mit
in der Regel 50 Prozent vom Dienstgeber bezuschusst;
eine höhere Bezuschussung ist im Einzelfall möglich.

Abschnitt VII: Schlussbestimmungen

§ 11
1Diese Ordnung tritt am 1. April 2016 in Kraft. 2Gleich-
zeitig tritt die Ordnung für die Fort- und Weiterbildung
der erzieherisch tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in katholischen Tageseinrichtungen für Kinder vom
16. April 2003, zuletzt geändert durch Verordnung vom
27. Juni 2008 (ABl. S. 359), außer Kraft.“

Artikel VI
Änderung der AVO-ÜberleitungsVO

Die Verordnung zur Überleitung der kirchlichen Beschäf-
tigten in die AVO und zur Regelung des Übergangsrechts
– AVO-ÜberleitungsVO – vom 27. Juni 2008 (ABl. S. 343),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. November 2015
(ABl. S. 231), wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) § 24b erhält folgende Fassung:

„§ 24b Besondere Regelungen für am 31. Dezem-
ber 2015 nach dem Anhang zur Anlage C zum TVöD
(Teil C, Ziffer 8.1 der Anlage 1 zur AVO) eingrup-
pierte Beschäftigte und weitere Regelungen“

b) Der 5. Abschnitt erhält folgende Fassung:
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„5. Abschnitt
Überleitung in die Entgeltordnung“

c) § 24c erhält folgende Fassung:

„§ 24c Überleitung in die Entgeltordnung zur AVO
am 1. Januar 2013“

d) Folgender § 24d wird eingefügt:

„§ 24d Überleitung der Lehrkräfte an Katholischen
Freien Schulen (Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1 zur
AVO) in die Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage
zum TV EntgO-L) am 1. August 2015“

2. In § 11 Absatz 4 Satz 2 werden nach den Worten „§ 24c
Absatz 3“ die Worte „oder § 24d Absatz 3“ eingefügt.

3. § 24a Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) 1Am 1. November 2008 aus der AVVO in die AVO
übergeleitete Beschäftigte, denen am 30. November
2010 eine Besitzstandszulage nach § 8 zustand und die

a) nach dem Anhang zu der Anlage C (VKA) zum
TVöD in der Entgeltgruppe S 11b eingruppiert sind,
erhalten für die Dauer der Zuordnung zur Stufe 6
zusätzlich zu dem Tabellenentgelt der Entgeltgruppe
S 11b Stufe 6 eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro
monatlich;

b) nach dem Anhang zu der Anlage C (VKA) zum
TVöD in der Entgeltgruppe S 12 eingruppiert sind,
erhalten für die Dauer der Zuordnung zur Stufe 6
zusätzlich zu dem Tabellenentgelt der Entgeltgruppe
S 12 Stufe 6 eine Zulage in Höhe von 80,00 Euro
monatlich.

2Die jeweilige Zulage nach Satz 1 verändert sich bei
allgemeinen Entgeltanpassungen um den für die Ent-
geltgruppe S 11b bzw. S 12 festgelegten Vomhundert-
satz. 3Die Sätze 1 und 2 gelten für Beschäftigte, die
einer individuellen Endstufe zugeordnet sind, entspre-
chend.
4Abweichend von § 19 Absatz 2 AVO gelten für am
1. November 2008 aus der AVVO in die AVO über-
geleitete Beschäftigte, denen am 30. November 2010
eine Besitzstandszulage nach § 8 zustand und die nach
dem Anhang zu der Anlage C (VKA) zum TVöD in
der Entgeltgruppe S 13 eingruppiert sind, folgende
Tabellenwerte der Entgeltgruppe S 13 Ü:

gültig ab 1. März 2015

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3
2.926,55 3.149,53 3.436,20

Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
3.665,88 3.952,98 4.096,53
5Im Übrigen gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 6
mit Ausnahme von Absatz 3 Satz 6 entsprechend.“

4. § 24b erhält folgende Fassung:

„§ 24b
Besondere Regelungen für am 31. Dezember 2015

nach dem Anhang zur Anlage C zum TVöD
(Teil C Ziffer 8.1 der Anlage 1 zur AVO)

eingruppierte Beschäftigte
und weitere Regelungen

(1) 1Beschäftigte, die nach dem Anhang zur Anlage C
zum TVöD (Teil C Ziffer 8.1 der Anlage 1 zur AVO)
am 31. Dezember 2015 in einer der folgenden Entgelt-
gruppen eingruppiert sind und am 1. Januar 2016 in
einer der folgenden Entgeltgruppen eingruppiert sind:

Entgeltgruppe am    Entgeltgruppe am
31. Dezember 2015 1. Januar 2016

S 5 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 1 S 7

S 6 S 8a

S 8 bei Tätigkeiten der Fall-
gruppen 1, 3 und 5 S 8b

S 7, S 8 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 S 9

S 8 bei Tätigkeiten als Leiterinnen/Leiter
von Kindertagesstätten mit einer Durch-
schnittsbelegung von weniger als 40 Plätzen
gemäß Teil C, Ziffer 8.1 Nr. 2 der Anlage 1
zur AVO S 9

S 11 S 11b,

werden stufengleich und unter Beibehaltung der in
ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die am
1. Januar 2016 maßgebliche Entgeltgruppe übergeleitet.
2Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder
Endstufe bleibt unberührt. 3§ 24a Absatz 4 Satz 7 findet
Anwendung.
4Für in Entgeltgruppe S 8 eingruppierte Beschäftigte,
die den Entgeltgruppen S 8b oder S 9 zugeordnet wer-
den, gelten folgende abweichende Vorschriften:

a) Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens
sechs Jahren in Stufe 4 erfolgt in der Entgeltgruppe
S 8b die Zuordnung zu der Stufe 5.

b) Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens
acht Jahren in Stufe 5 erfolgt in der Entgeltgruppe
S 8b die Zuordnung zu der Stufe 6.

c) Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens
vier Jahren in Stufe 4 erfolgt in der Entgeltgruppe
S 9 die Zuordnung zu der Stufe 5.

d) Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens
fünf Jahren in Stufe 5 erfolgt in der Entgeltgruppe
S 9 die Zuordnung zu der Stufe 6.

5Die Stufenlaufzeit beginnt nach der Zuordnung zu der
höheren Stufe nach Satz 4 neu.
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(2) 1Beschäftigte, für die sich außerhalb von Absatz 1
am 1. Januar 2016 nach dem Anhang zur Anlage C
zum TVöD (Teil C Ziffer 8.1 der Anlage 1 zur AVO)
eine Eingruppierung in einer höheren Entgeltgruppe
als am 31. Dezember 2015 ergibt, werden stufengleich
und unter Anrechnung der Hälfte der in der bisherigen
Entgeltgruppe in dieser Stufe zurückgelegten Stufen-
laufzeit in die am 1. Januar 2016 maßgebliche Entgelt-
gruppe übergeleitet; für alle übrigen Beschäftigten
bleibt es bei der am 31. Dezember 2015 maßgebenden
Eingruppierung. 2Die Zuordnung zu einer individuel-
len Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt. 3§ 24a
Absatz 4 Satz 7 findet Anwendung. 4Fallen am 1. Janu-
ar 2016 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung
zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg und an-
schließend die Höhergruppierung.

5Bei Höhergruppierungen aus der Entgeltgruppe S 9
bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 nach der Fassung vom
31. Dezember 2015 (Teil C Ziffer 8.1 der Anlage 1 zur
AVO) in die Entgeltgruppe S 11a gilt bei den Stufen 5
und 6 in entsprechender Anwendung von § 22 Ab-
satz 4 Satz 1 2. Halbsatz AVO die Entgeltgruppe S 10
mit ihren am 31. Dezember 2015 gültigen Tabellen-
werten als dazwischen liegende Entgeltgruppe.

(3) 1Werden Beschäftigte zum 1. Januar 2016 aus einer
individuellen Endstufe einer höheren Entgeltgruppe
zugeordnet , erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe
ein Entgelt, das dem Entgelt ihrer bisherigen indivi-
duellen Endstufe zuzüglich des Zuordnungsgewinns,
den die Beschäftigten erhalten, die aus der Stufe 6 ihrer
bisherigen Entgeltgruppe der höheren Entgeltgruppe
zugeordnet werden, entspricht. 2Soweit sich zum
1. Januar 2016 allein die Tabellenwerte der Entgelt-
gruppe der Anlage 2 zur AVO erhöhen, findet § 6 Ab-
satz 3 Satz 5 entsprechende Anwendung.

(4) Für Beschäftigte der Entgeltgruppe S 9 bei Tätig-
keiten der Fallgruppe 1, die am 31. Dezember 2015
den Stufen 1 oder 2 zugeordnet sind, finden für die
Dauer des Verbleibs in den Stufen 1 und 2 die Tabellen-
werte der Stufen 1 und 2 nach dem Stand vom 31. De-
zember 2015 Anwendung.“

5. Der 5. Abschnitt erhält folgende Überschrift:

„5. Abschnitt
Überleitung in die Entgeltordnung“

6. § 24c erhält folgende Überschrift:

„§ 24c
Überleitung in die Entgeltordnung

zur AVO am 1. Januar 2013"

7. Im Anschluss an § 24c wird folgender § 24d eingefügt:

„§ 24d
Überleitung der Lehrkräfte an Katholischen

Freien Schulen (Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1
zur AVO) in die Entgeltordnung Lehrkräfte

(Anlage zum TV EntgO-L) am 1. August 2015

(1) 1Für in die AVO übergeleitete und für zwischen dem
1. November 2008 und dem 31. Juli 2015 neu eingestell-
te Lehrkräfte an Katholischen Freien Schulen (Teil C
Ziffer 4.2 der Anlage 1 zur AVO) gelten für Eingrup-
pierungen ab dem 1. August 2015 § 17 AVO sowie die
Entgeltordnung zur AVO (Anlage 1 zur AVO in ihrer
ab 1. August 2015 geltenden Fassung). 2Hängt die Ein-
gruppierung nach Satz 1 von der Zeit einer Tätigkeit oder
Berufsausübung ab, wird die vor dem 1. August 2015
zurückgelegte Zeit so berücksichtigt, wie sie zu berück-
sichtigen wäre, wenn die Anlage 1 zur AVO in ihrer
am 1. August 2015 geltenden Fassung bereits seit dem
Beginn des Arbeitsverhältnisses gegolten hätte.

(2) 1In die AVO übergeleitete und ab dem 1. November
2008 neu eingestellte Lehrkräfte an Katholischen Frei-
en Schulen (Teil C Ziffer 4.2 der Anlage 1 zur AVO),
deren Arbeitsverhältnis zu einem unter den Geltungs-
bereich der AVO fallenden Dienstgeber über den
31. Juli 2015 hinaus fortbesteht, sind – jedoch unter
Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die
Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit – zum
1. August 2015 in die Entgeltordnung Lehrkräfte (An-
lage zum TV EntgO-L) übergeleitet; Absatz 3 bleibt
unberührt. 2Soweit an die Tätigkeit in der bisherigen
Entgeltgruppe in Abweichung von § 21 Absatz 1 Sätze 1
bis 3 und Absatz 3 Satz 1 AVO besondere Stufenrege-
lungen geknüpft waren, gelten diese für die Dauer der
unverändert auszuübenden Tätigkeit fort. 3Soweit an die
Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe eine Zulage
geknüpft war, wird diese weitergewährt, solange die
anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert ausgeübt
wird und die sonstigen Voraussetzungen für die Zulage
erfüllt sind. 4Die Höhe der jeweiligen Zulage entspricht
der Höhe der vergleichbaren Zulage nach dem beim
Dienstgeber geltenden Besoldungsrecht.

(3) 1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1
nach der Entgeltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV
EntgO-L) eine höhere Entgeltgruppe, sind die Lehr-
kräfte an Katholischen Freien Schulen (Teil C Zif-
fer 4.2 der Anlage 1 zur AVO) auf Antrag in die Ent-
geltgruppe eingruppiert, die sich nach § 17 AVO in
Verbindung mit der Anlage zum TV EntgO-L ergibt.
2Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe
richtet sich nach den Regelungen für Höhergruppie-
rungen (§ 22 Absatz 4 AVO) unter Berücksichtigung
der in den Sonderregelungen für Lehrkräfte (Anlage
4d zur AVO) geregelten Abweichungen. 3War die Lehr-
kraft in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zuge-
ordnet, wird sie abweichend von Satz 2 der Stufe 1
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der höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in
Stufe 1 verbrachte Zeit wird angerechnet. 4Satz 1 gilt
für den erstmaligen Anspruch auf eine Entgeltgruppen-
zulage entsprechend. 5Satz 1 gilt für den Anspruch auf
die Angleichungszulage (Anhang 1 zur Anlage zum
TV EntgO-L) entsprechend.

(3a) Die Regelung gilt auch im Falle des Wechsels von
einem Eingruppierungsmerkmal der Entgeltgruppe 9
mit dem Zusatz „Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stu-
fe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6“
in ein Eingruppierungsmerkmal der Entgeltgruppe 9
ohne Zusatz.

(4) 1Der Antrag nach Absatz 3 Satz 1 und/oder nach
Absatz 4 Satz 4 kann nur bis zum 31. Dezember 2016
gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den
1. August 2015 zurück; nach dem Inkrafttreten der Ent-
geltordnung Lehrkräfte (Anlage zum TV EntgO-L)
eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der
bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuord-
nung nach Absatz 3 Satz 2 und 3 unberücksichtigt.
2Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. August 2015, beginnt
die Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der
Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. August 2015
zurück.

(5) 1Der Antrag nach Absatz 3 Satz 5 kann nur bis zum
31. Juli 2017 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt
auf den 1. August 2016 zurück. 2Ruht das Arbeitsver-
hältnis am 1. August 2016, beginnt die Frist von einem
Jahr mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit; der Antrag
wirkt auf den 1. August 2016 zurück. 3Ergibt sich in
den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 nach der Entgeltord-
nung Lehrkräfte ein Anspruch auf eine höhere Entgelt-
gruppe (Absatz 3 Satz 1) oder auf eine Entgeltgruppen-
zulage (Absatz 3 Satz 4) und bestünde nach entspre-
chender Eingruppierung Anspruch auf eine Anglei-
chungszulage (Absatz 3 Satz 5) ab 1. August 2016,
gilt im Falle eines nicht ausgeübten Antragsrechts nach
Absatz 3 Satz 1 bzw. Satz 4 ein Antrag nach Absatz 3
Satz 5 als Antrag nach Absatz 3 Satz 1 bzw. Satz 4,
der auf den 1. August 2015 zurückwirkt.

(6) 1Ergibt sich in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1
aufgrund einer Änderung des beim Dienstgeber gel-
tenden Besoldungsgesetzes für die vergleichbare be-
amtete Lehrkraft eine höhere Besoldungsgruppe, sind
die Lehrkräfte, die keinen Antrag nach Absatz 3 gestellt
haben, auf Antrag in die Entgeltgruppe eingruppiert,
die sich nach § 17 AVO in seiner ab 1. August 2015
geltenden Fassung ergibt. 2Die Stufenzuordnung in der
höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Rege-
lungen für Höhergruppierungen (§ 22 Absatz 4 AVO
in Verbindung mit den in der Anlage 4d zur AVO ge-
troffenen Sonderregelungen). 3War die Lehrkraft in der
bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet, wird

sie abweichend von Satz 2 der Stufe 1 der höheren
Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 ver-
brachte Zeit wird angerechnet. 4Satz 1 gilt für den erst-
maligen Anspruch auf eine Entgeltgruppenzulage ent-
sprechend.

(7) 1Der Antrag nach Absatz 6 Satz 1 und/oder nach
Absatz 6 Satz 4 kann nur innerhalb eines Jahres nach
dem Inkrafttreten der Gesetzesänderung gestellt wer-
den (Ausschlussfrist) und wirkt auf den Tag des Inkraft-
tretens zurück; danach eingetretene Änderungen der
Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe blei-
ben bei der Stufenzuordnung nach Absatz 6 Satz 2 und 3
unberücksichtigt. 2Ruht das Arbeitsverhältnis am Tag
des Inkrafttretens des Änderungsgesetzes, beginnt die
Frist von einem Jahr mit der Wiederaufnahme der Tä-
tigkeit; der Antrag wirkt auf den Tag des Inkrafttretens
der Gesetzesänderung zurück.

Artikel VII
In-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel I Ziffer 1, Arti-
kel II Ziffer 2, Artikel III, Artikel VI Ziffer 1 Buchstabe a,
Artikel VI Ziffern 3 und 4 rückwirkend zum 1. Januar 2016
in Kraft.

(3) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel II Ziffer 1, Ar-
tikel IV Ziffer 1, Artikel VI Ziffer 1 Buchstaben b bis d,
Artikel VI Ziffer 2 sowie Artikel VI Ziffern 5 bis 7 rück-
wirkend zum 1. August 2015 in Kraft.

(4) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel V mit Wirkung
vom 1. April 2016 in Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 22. März 2016

Erzbischof Stephan Burger

Nr. 530

Verordnung über die Gewährung einer ein-
maligen Sonderzahlung 2016 für Beschäftigte
des Sozial- und Erziehungsdienstes der Entgelt-
gruppen S 2 bis S 8

Nachdem die Bistums-KODA gemäß § 20 Absatz 1 der
Bistums-KODA-Ordnung einen übereinstimmenden Be-
schluss gefasst hat, wird die folgende Verordnung erlassen:
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§ 1 Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Beschäftigten im Sozial-
und Erziehungsdienst, die in der Zeit vom 1. Oktober 2015
bis 31. Dezember 2015 bei einem unter den Geltungs-
bereich der Arbeitsvertragsordnung für den kirchlichen
Dienst in der Erzdiözese Freiburg – AVO – vom 25. April
2008 (ABl. 2008, S. 321) fallenden Dienstgeber in einem
Arbeitsverhältnis standen und nach Teil B Ziffer 8.1 der
Anlage 1 zur AVO in eine der Entgeltgruppen S 2 bis S 8
eingruppiert waren.

§ 2 Einmalige Sonderzahlung

(1) Die unter § 1 fallenden Beschäftigten erhalten mit dem
Entgelt für den Kalendermonat Mai 2016 für den Zeitraum
vom 1. Juli 2015 bis 31. Dezember 2015 eine einmalige
Sonderzahlung. Diese beträgt bei Eingruppierung der Be-
schäftigten am 1. Oktober 2015 (Bemessungsstichtag) in die

Entgeltgruppe S 2 17 vom Hundert,

Entgeltgruppe S 3 17 vom Hundert,

Entgeltgruppe S 4 25 vom Hundert,

Entgeltgruppe S 5 11 vom Hundert,

Entgeltgruppe S 6 30 vom Hundert,

Entgeltgruppe S 7 74 vom Hundert und der

Entgeltgruppe S 8 23 vom Hundert

des jeweils für den Kalendermonat Oktober 2015 zustehen-
den Tabellenentgelts (Abschnitt II der Anlage 2 zur AVO).

(2) Bei Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nach dem
1. Oktober 2015 begonnen hat, tritt an die Stelle der Ein-
gruppierung am 1. Oktober 2015 die am Einstellungstag
maßgebende Entgeltgruppe; an Stelle des Kalendermonats
Oktober 2015 gilt der erste volle Kalendermonat des Ar-
beitsverhältnisses als maßgebender Bemessungsmonat.
Bei Einstellungen nach dem 1. Dezember 2015 ist das für
den Kalendermonat Dezember 2015 zustehende Tabellen-
entgelt maßgebend.

(3) Die einmalige Sonderzahlung vermindert sich um ein
Sechstel für jeden vollen Kalendermonat, in dem die Be-
schäftigte/der Beschäftigte im Zeitraum vom 1. Juli 2015
bis 31. Dezember 2015 keinen Anspruch auf Entgelt hatte.
Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satzes 1 ist auch der
Anspruch auf Entgeltfortzahlung nach § 26 Absatz 1 Satz 1
AVO und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss nach
§ 27 Absatz 2 AVO, auch wenn dieser wegen der Höhe
der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht ge-
zahlt worden ist. Einem Anspruch auf Entgelt gleichge-
stellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder
entsprechender gesetzlicher Leistungen und der Bezug von
Mutterschaftsgeld nach § 13 MuSchG oder § 200 RVO.

(4) Die einmalige Sonderzahlung ist bei der Bemessung
sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.

§ 3 In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016
in Kraft.

Freiburg im Breisgau, den 22. März 2016

Erzbischof Stephan Burger

Ab dem 1. Januar 2016 finden gemäß Teil C Ziffer 8.1
der Anlage 1 zur AVO (Entgeltgruppenverzeichnis) für
die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst die
Tätigkeitsmerkmale einschließlich Protokollerklärungen
des Anhangs zu der Anlage C (VKA) des Tarifvertrages
für den öffentlichen Dienst (TVöD) Besonderer Teil Ver-
waltung – (BT-V) – in ihrer jeweiligen Fassung Anwen-
dung.

Der Wortlaut der derzeit aktuellen Fassung dieser Re-
gelung (Stand: 1. Juli 2015) wird nachfolgend informato-
risch abgedruckt:

„Anhang zu der Anlage C (VKA)

S 2
Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen/Kin-
derpflegern mit staatlicher Anerkennung. (Hierzu Proto-
kollerklärung Nr. 1)

S 3
Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staatlicher Aner-
kennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender
Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich-
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende
Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)

S 4
1. Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staatlicher An-

erkennung oder mit staatlicher Prüfung und entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrun-
gen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwieri-
gen fachlichen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollerklärun-
gen Nrn. 1 und 2)

2. Beschäftigte im handwerklichen Erziehungsdienst mit
abgeschlossener Berufsausbildung. (Hierzu Protokoll-
erklärung Nr. 1)

3. Beschäftigte in der Tätigkeit von Erzieherinnen/Er-
ziehern, Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungs-
pfleger oder Heilerzieherinnen/Heilerzieher mit staat-
licher Anerkennung. (Hierzu Protokollerklärungen
Nrn. 1 und 3)
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S 5   [nicht besetzt]

S 6   [nicht besetzt]

S 7
Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung als
Gruppenleiterin/Gruppenleiter in Ausbildungs- oder Be-
rufsförderungswerkstätten oder Werkstätten für behinderte
Menschen. (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1)

S 8a
Erzieherinnen/Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen/Heil-
erziehungspfleger und Heilerzieherinnen/Heilerzieher mit
staatlicher Anerkennung und jeweils entsprechender Tä-
tigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleich-
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechen-
de Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollerklärungen
Nrn. 1, 3 und 5)

S 8b
1. Erzieherinnen/Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen/

Heilerziehungspfleger und Heilerzieherinnen/Heiler-
zieher mit staatlicher Anerkennung und jeweils ent-
sprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfah-
rungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit beson-
ders schwierigen fachlichen Tätigkeiten. (Hierzu Pro-
tokollerklärungen Nrn. 1, 3, 5 und 6)

2. Handwerksmeisterinnen/Handwerksmeister, Industrie-
meisterinnen/Industriemeister oder Gärtnermeisterin-
nen/Gärtnermeister als Gruppenleiterin/Gruppenleiter
in Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder
Werkstätten für behinderte Menschen. (Hierzu Proto-
kollerklärung Nr. 1)

3. Beschäftigte in der Tätigkeit von Sozialarbeiterinnen/
Sozialarbeitern bzw. Sozialpädagoginnen/Sozialpäda-
gogen mit staatlicher Anerkennung. (Hierzu Protokoll-
erklärung Nr. 1)

S 9
1. Erzieherinnen/Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen/

Heilerziehungspfleger und Heilerzieherinnen/Heiler-
zieher mit staatlicher Anerkennung und jeweils entspre-
chender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen
entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit fachlich  koor-
dinierenden Aufgaben für mindestens drei Beschäftigte
mindestens der Entgeltgruppe S 8b Fallgruppe 1. (Hier-
zu Protokollerklärungen Nrn. 1, 3 und 5)

2. Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit staatlicher An-
erkennung und entsprechender Tätigkeit. (Hierzu Pro-
tokollerklärungen Nrn. 1 und 7)

3. Beschäftigte in der Tätigkeit von Heilpädagoginnen/
Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung
und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorge-

sehen – mit staatlicher Anerkennung. (Hierzu Proto-
kollerklärungen Nrn. 1 und 15)

4. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-
stätten. (Hierzu Protokollerklärung Nr. 8)

5. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnitts-
belegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 8 und 9)

S 10   [nicht besetzt]

S 11a
Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als stän-
dige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern von
Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sin-
ne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Tages-
stätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im
Sinne des § 2 SGB IX bestellt sind. (Hierzu Protokoller-
klärungen Nrn. 4 und 8)

S 11b
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagogin-
nen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie
Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener
Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Lan-
desrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit
jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäf-
tigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu
Protokollerklärung Nrn. 1 und 15)

S 12
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagogin-
nen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie
Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener
Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Lan-
desrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit
jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäf-
tigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit
schwierigen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollerklärungen
Nrn. 1, 12 und 15)

S 13
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-

stätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindes-
tens 40 Plätzen. (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 8
und 9)

2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnitts-
belegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 8 und 9)
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S 14
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagogin-
nen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie
Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abgeschlossener
Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Lan-
desrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit
jeweils entsprechender Tätigkeit, die Entscheidungen zur
Vermeidung der Gefährdung des Kindeswohls treffen und
in Zusammenarbeit mit dem Familiengericht bzw. Vor-
mundschaftsgericht Maßnahmen einleiten, welche zur Ge-
fahrenabwehr erforderlich sind, oder mit gleichwertigen
Tätigkeiten, die für die Entscheidung zur zwangsweisen
Unterbringung von Menschen mit psychischen Krankhei-
ten erforderlich sind (z. B. Sozialpsychiatrischer Dienst der
örtlichen Stellen der Städte, Gemeinden und Landkreise).
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 13, 14 und 15)

S 15
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-

stätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindes-
tens 70 Plätzen. (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 8
und 9)

2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnitts-
belegung von mindestens 100 Plätzen bestellt sind.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 8 und 9)

3. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-
stätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von
§ 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit we-
sentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Tages-
stätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im
Sinne des § 2 SGB IX. (Hierzu Protokollerklärung Nr. 8)

4. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behin-
derung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und
Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierig-
keiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen
mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen be-
stellt sind. (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 8 und 9)

5. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für
erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des
§ 2 SGB IX bestellt sind. (Hierzu Protokollerklärungen
Nrn. 1, 4, 10 und 11)

6. Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und  Sozialpädago-
ginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung
sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem
jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher
Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit so-

wie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä-
tigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich mindestens zu
einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Be-
deutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt. (Hier-
zu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 15)

S 16
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-

stätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindes-
tens 100 Plätzen. (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 8
und 9)

2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnitts-
belegung von mindestens 130 Plätzen bestellt sind.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 8 und 9)

3. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-
stätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von
§ 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit we-
sentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Tages-
stätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im
Sinne des § 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung
von mindestens 40 Plätzen. (Hierzu Protokollerklä-
rungen Nrn. 8 und 9)

4. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern
von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinde-
rung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Ju-
gendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten
oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Be-
hinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer Durch-
schnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt
sind. (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 8 und 9)

5. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Erziehungs-
heimen oder von Wohnheimen für erwachsene Men-
schen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 10 und 11)

6. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für
erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des
§ 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von min-
destens 50 Plätzen bestellt sind. (Hierzu Protokoller-
klärungen Nrn. 1, 4, 9, 10 und 11)

S 17
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-

stätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindes-
tens 130 Plätzen. (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 8
und 9)

2. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Kindertagesstätten mit einer Durchschnitts-
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belegung von mindestens 180 Plätzen bestellt sind.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 8 und 9)

3. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-
stätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von
§ 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit we-
sentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Ta-
gesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung
im Sinne des § 2 SGB IX mit einer Durchschnitts-
belegung von mindestens 70 Plätzen. (Hierzu Proto-
kollerklärungen Nrn. 8 und 9)

4. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern
von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinde-
rung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Ju-
gendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten
oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Be-
hinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit einer Durch-
schnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt
sind. (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 8 und 9)

5. Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als
ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Lei-
tern von Erziehungsheimen oder von Wohnheimen für
erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne des
§ 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von min-
destens 90 Plätzen bestellt sind. (Hierzu Protokoller-
klärungen Nrn. 1, 4, 9, 10 und 11)

6. Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und  Sozialpädago-
ginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung
sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem
jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher
Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit
sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwer-
tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende
Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch be-
sondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgelt-
gruppe S 12 heraushebt.(Hierzu Protokollerklärungen
Nrn. 1 und 15)

7. Psychagoginnen/Psychagogen mit staatlicher Anerken-
nung oder staatlich anerkannter Prüfung und entspre-
chender Tätigkeit. (Hierzu Protokollerklärung Nr. 16)

S 18
1. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstät-

ten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
180 Plätzen. (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 8 und 9)

2. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertages-
stätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von
§ 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit we-
sentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Ta-
gesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung
im Sinne des § 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbe-
legung von mindestens 90 Plätzen. (Hierzu Protokoll-
erklärungen Nrn. 8 und 9)

3. Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Erziehungs-
heimen oder von Wohnheimen für erwachsene Men-
schen mit Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX mit
einer Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 9, 10 und 11)

4. Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und  Sozialpädago-
ginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung
sowie Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit abge-
schlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem
jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher
Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit
sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwer-
tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende
Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch das
Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich
aus der Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 6 heraushebt.
(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 15)

Protokollerklärungen:

1. 1Die Beschäftigten – ausgenommen die in Entgelt-
gruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2, Entgelt-
gruppe S 7 und Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkei-
ten der Fallgruppe 2 eingruppierten Beschäftigten –
erhalten für die Dauer der Tätigkeit in einem Er-
ziehungsheim, einem Kinder- oder einem Jugend-
wohnheim oder einer vergleichbaren Einrichtung
(Heim) eine Zulage in Höhe von 61,36 Euro monat-
lich, wenn in dem Heim überwiegend behinderte
Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder und
Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierig-
keiten zum Zwecke der Erziehung, Ausbildung oder
Pflege ständig untergebracht sind; sind nicht über-
wiegend solche Personen ständig untergebracht, be-
trägt die Zulage 30,68 Euro monatlich. 2Für die in
Entgeltgruppe S 15 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 5,
S 16 bei Tätigkeiten der Fallgruppen 5 und 6, S 17 bei
Tätigkeiten der Fallgruppe 5 und S 18 bei Tätigkeiten
der Fallgruppe 3 eingruppierten Beschäftigten gilt Satz 1
für die Dauer der Tätigkeit in einem Wohnheim für
erwachsene Menschen mit Behinderung entsprechend.
3Für die in Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fall-
gruppe 2, Entgeltgruppe S 7 und Entgeltgruppe S 8b
bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 eingruppierten Be-
schäftigten in einem Heim im Sinne des Satzes 1 erster
Halbsatz beträgt die Zulage 40,90 Euro monatlich. 4Die
Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Be-
schäftigte einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung
des Entgelts nach § 21 haben. 5Sie ist bei der Bemes-
sung des Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3) zu berücksich-
tigen.

2. Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B.

a) Tätigkeiten  in  Einrichtungen  für  behinderte  Men-
schen  im  Sinne  des § 2 SGB IX und in psychiat-
rischen Kliniken,
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b) alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen z. B.
in Randzeiten,

c) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungs-
gruppen, denen besondere Aufgaben in der gemein-
samen Förderung behinderter und nicht behinderter
Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von min-
destens einem Drittel von behinderten Menschen
im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kin-
dertagesbetreuung,

d) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen
im Sinne des § 2 SGB IX oder in Gruppen von Kin-
dern und Jugendlichen mit wesentlichen Erzie-
hungsschwierigkeiten,

e) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen.

3. Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen/Er-
ziehern gilt auch die Tätigkeit in Schulkindergärten,
Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht schul-
pflichtige Kinder und die Betreuung von über 18-jäh-
rigen Personen (z. B. in Einrichtungen für behinderte
Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder für Obdach-
lose).

4. 1Ständige Vertreterinnen/Vertreter sind nicht Vertre-
terinnen/Vertreter in Urlaubs- und sonstigen Abwesen-
heitsfällen. 2Je Kindertagesstätte soll eine ständige Ver-
treterin oder ein ständiger Vertreter der Leiterin oder
des Leiters bestellt werden.

5. Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch

a) Kindergärtnerinnen/Kindergärtner und Hortnerin-
nen/Hortner mit staatlicher Anerkennung oder staat-
licher Prüfung,

b) Kinderkrankenschwestern/Kinderkrankenpfleger,
die in Kinderkrippen tätig sind,

eingruppiert.

6. Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B.
die

a) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungs-
gruppen, denen besondere Aufgaben in der gemein-
samen Förderung behinderter und nicht behinderter
Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von min-
destens einem Drittel von behinderten Menschen
im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kin-
dertagesbetreuung,

b) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen
im Sinne des § 2 SGB IX oder von Kindern und Ju-
gendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierig-
keiten,

c) Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür,

d) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen,

e) fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens
vier Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe S 8a,

f) Tätigkeiten einer Facherzieherin/eines Facherzie-
hers mit einrichtungsübergreifenden Aufgaben.

7. Unter Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit staatli-
cher Anerkennung sind Beschäftigte zu verstehen, die
einen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über die
Ausbildung und Prüfung an Fachschulen (Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002)
gestalteten Ausbildungsgang für Heilpädagoginnen/
Heilpädagogen mit der vorgeschriebenen Prüfung er-
folgreich abgeschlossen und die Berechtigung zur Füh-
rung der Berufsbezeichnung „staatlich anerkannte
Heilpädagogin/staatlich anerkannter Heilpädagoge“ er-
worben haben.

8. Kindertagesstätten im Sinne dieses Tarifmerkmals sind
Krippen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungs-
stuben, Kinderhäuser und Kindertageseinrichtungen
der örtlichen Kindererholungsfürsorge.

9. 1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das
jeweilige Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom
1. Oktober bis 31. Dezember des vorangegangenen
Kalenderjahres vergebenen, je Tag gleichzeitig beleg-
baren Plätze zugrunde zu legen. 2Eine Unterschreitung
der maßgeblichen je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze
von nicht mehr als 5 v. H. führt nicht zur Herabgrup-
pierung. 3Eine Unterschreitung um mehr als 5 v. H. führt
erst dann zur Herabgruppierung, wenn die maßgeb-
liche Platzzahl drei Jahre hintereinander unterschritten
wird. 4Eine Unterschreitung aufgrund vom Arbeitge-
ber verantworteter Maßnahmen (z. B. Qualitätsver-
besserungen) führt ebenfalls nicht zur Herabgruppie-
rung. 5Hiervon bleiben organisatorische Maßnahmen
infolge demografischer Handlungsnotwendigkeiten
unberührt.

10. Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend
behinderte Kinder oder Jugendliche im Sinne des § 2
SGB IX oder Kinder oder Jugendliche mit wesentlichen
Erziehungsschwierigkeiten ständig untergebracht sind.

11. Dieses Tätigkeitsmerkmal gilt nicht für Leiterinnen/
Leiter bzw. ständige Vertreterinnen/Vertreter von Lei-
terinnen/Leitern von Wohngruppen.

12. Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen,

b) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS er-
krankten Personen,

c) begleitende Fürsorge für Heimbewohnerinnen/Heim-
bewohner und nachgehende Fürsorge für ehemalige
Heimbewohnerinnen/Heimbewohner,
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d) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nach-
gehende Fürsorge für ehemalige Strafgefangene,

e) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Beschäftig-
ter mindestens der Entgeltgruppe S 9.

13. Unter die Entgeltgruppe S 14 fallen auch Beschäftigte
mit dem Abschluss Diplompädagogin/Diplompäda-
goge, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten von
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeitern bzw. Sozialpäda-
goginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken-
nung ausüben, denen Tätigkeiten der Entgeltgruppe
S 14 übertragen sind.

14. 1Das „Treffen von Entscheidungen zur Vermeidung der
Gefährdung des Kindeswohls und die Einleitung von
Maßnahmen in Zusammenarbeit mit dem Familien-
gericht bzw. Vormundschaftsgericht, welche zur Ge-
fahrenabwehr erforderlich sind“, sind im Allgemeinen
Sozialen Dienst bei Tätigkeiten im Rahmen der Fall-
verantwortung bei

– Hilfen zur Erziehung nach § 27 SGB VIII,

– der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII,

– der Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen
(§ 42 SGB VIII),

– der Mitwirkung in Verfahren vor den Familienge-
richten (§ 50 SGB VIII)

einschließlich der damit in Zusammenhang stehenden
Tätigkeiten erfüllt.

2Die Durchführung der Hilfen nach den getroffenen
Entscheidungen (z. B. Erziehung in einer Tagesgruppe,
Vollzeitpflege oder Heimerziehung) fällt nicht unter
die Entgeltgruppe S 14. 3Die in Aufgabengebieten

außerhalb des Allgemeinen Sozialen Dienstes wie z. B.
Erziehungsbeistandschaft, Pflegekinderdienst, Adop-
tionsvermittlung, Jugendgerichtshilfe, Vormundschaft,
Pflegschaft auszuübenden Tätigkeiten fallen nicht
unter die Entgeltgruppe S 14, es sei denn, dass durch
Organisationsentscheidung des Arbeitgebers im Rah-
men dieser Aufgabengebiete ebenfalls Tätigkeiten aus-
zuüben sind, die die Voraussetzungen von Satz 1 er-
füllen.

15. 1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor,
wenn von einer Hochschule im Sinne des § 1 HRG
ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“
(„FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger
Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde.
2Die Abschlussprüfung muss in einem Studiengang
abgelegt worden sein, der seinerseits mindestens das
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschul-
reife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife)
oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangs-
berechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und
für den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindes-
tens sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester,
Prüfungssemester o. Ä. – vorschreibt. 3Der Bachelor-
studiengang muss nach den Regelungen des Akkredi-
tierungsrats akkreditiert sein. 4Dem gleichgestellt sind
Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungs-
gängen an Berufsakademien. 5Ein Abschluss an einer
ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hoch-
schulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen
Anerkennungsstelle als dem deutschen Hochschulab-
schluss gleichwertig anerkannt wurde.

16. Psychagoginnen/Psychagogen mit abgeschlossener
wissenschaftlicher Hochschulbildung und entspre-
chender Tätigkeit werden von diesem Tätigkeitsmerk-
mal nicht erfasst.“


